
Studien zu Umweltökonomie und Umweltpolitik

Herausgegeben von Prof. Dr. Erik Gawel

Band 10

Einführung einer Abgabe 
auf Pflanzenschutzmittel 

in Deutschland

Von

Stefan Möckel, Erik Gawel, Matthias Kästner, 

Saskia Knillmann, Matthias Liess und 

Wolfgang Bretschneider

Duncker & Humblot  ·  Berlin



Stefan Möckel, Erik Gawel, Matthias Kästner, Saskia Knillmann, 
Matthias Liess und Wolfgang Bretschneider

Einführung einer Abgabe auf Pflanzenschutzmittel 
in Deutschland



Studien zu Umweltökonomie und Umweltpolitik

Herausgegeben von Professor Dr. Erik Gawel

Band 10



Duncker & Humblot  ·  Berlin

Einführung einer Abgabe 
auf Pflanzenschutzmittel 

in Deutschland

Von

Stefan Möckel, Erik Gawel, Matthias Kästner, 

Saskia Knillmann, Matthias Liess und 

Wolfgang Bretschneider



Gutachten im Auftrag des Landes Schleswig-Holstein

Gedruckt mit Unterstützung des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft,

Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein

Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in

der Deutschen Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische Daten

sind im Internet über http://dnb.d-nb.de abrufbar.

Alle Rechte vorbehalten

© 2015 Duncker & Humblot GmbH, Berlin
Fremddatenübernahme: TextFormArt, Daniela Weiland, Göttingen

Druck: buchbücher.de gmbh, Birkach
Printed in Germany

ISSN 1435-0238
ISBN 978-3-428-14800-4 (Print)

ISBN 978-3-428-54800-2 (E-Book)
ISBN 978-3-428-84800-3 (Print & E-Book)

Gedruckt auf alterungsbeständigem (säurefreiem) Papier
entsprechend ISO 9706 

Internet: http://www.duncker-humblot.de



Vorwort

Im Auftrag des Landes Schleswig-Holstein untersuchte das Helmholtz-Zentrum 
für Umweltforschung – UFZ im Zeitraum von August 2014 bis Mai 2015, in wel-
cher Weise in Deutschland – wie schon in Dänemark, Schweden und Frankreich –  
eine Abgabe auf Pflanzenschutzmittel erhoben werden könnte und welche Aus-
gestaltung und Mittelverwendung hierbei zu empfehlen sind. Nach dem Gutach-
terauftrag sollte es Ziel einer möglichen Abgabe sein, den Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln allgemein zu mindern, die Hersteller, Händler und Anwender an 
deren gesellschaftlichen Folgekosten zu beteiligen sowie eine Substitution von 
riskanteren durch weniger risikobehaftete Pflanzenschutzmittel anzuregen. Da 
Pflanzenschutzmittel höchst unterschiedliche Wirkstoffe mit entsprechend variie-
renden Umwelt- und Gesundheitsrisiken enthalten und zudem in sehr verschiede-
nen Mengen ausgebracht werden, sollte die Abgabe diese Unterschiede, insbeson-
dere die sich daraus ergebenden Unterschiede in den Risiken für die menschliche 
Gesundheit und die Umwelt, angemessen berücksichtigen. Neben einer allge-
meinen Minderung des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln kommt einer der-
art differenzierten Abgabe die Aufgabe zu, den Einsatz von Mitteln mit hohen 
Risiken zu begrenzen. Der Übertragbarkeit der risiko-differenzierten dänischen 
Pestizid-Steuer auf deutsche Verhältnisse kam daher im Rahmen dieser Studie be-
sondere Aufmerksamkeit zu. Die wichtigsten Ergebnisse dieses Gutachtens sind 
in Möckel et al. (2015) zusammengefasst.

Das Gutachten wurde am Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung  – UFZ 
interdisziplinär von vier UFZ-Departments in einem intensiven Austauschpro-
zess erstellt. Autoren sind Dr. Stefan Möckel (Department Umwelt- und Pla-
nungsrecht), Prof. Dr. Erik Gawel und Dipl.-Volksw. Wolfgang Bretschneider 
(Department Ökonomie), Prof. Dr. Matthias Kästner (Department Umweltbiotech-
nologie) sowie Prof. Dr. Matthias Liess und Dr. Saskia Knillmann (Department 
System-Ökotoxikologie). Die Projektleitung hatte Stefan Möckel inne. Unterstützt 
wurde das Gutachten von Henning Fangmann, Lisa Meinecke, Tobias Rebmann, 
Hendrik Tietz und Anne Wessner, denen für ihre Mitwirkung bei Recherchen und 
Layout besonders gedankt sei.

Das Autorenteam möchte auch den Fachbetreuern des auftraggebenden Bundes
landes sowie den Mitarbeitern des Bundesamtes für Verbraucherschutz und Le-
bensmittelsicherheit, des Julius-Kühn-Instituts sowie des Umweltbundesamtes für 
wichtige Hinweise und Anregungen herzlich danken.

Leipzig, im Mai 2015� Stefan Möckel
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lit.	 Buchstabe
LL	 Lenkungslast
LPG	 Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft
m. a. W.	 mit anderen Worten
ME	 Mengeneinheiten
MecklVorp	 Mecklenburg-Vorpommern
mg	 Milligramm
Mio.	 Millionen
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m. w. N.	 mit weiteren Nachweisen
NABU	 Naturschutzbund Deutschland
NAP	 Nationaler Aktionsplan zur nachhaltigen Anwendung von Pflanzen-

schutzmitteln
Nds	 Niedersachsen
n. f.	 neue Fassung
Nr.	 Nummer
NRW	 Nordrhein-Westfalen
NuL	 Zeitschrift: Natur und Landschaft
NuR	 Zeitschrift: Natur und Recht
NVwZ	 Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
OGewV	 Oberflächengewässerverordnung
OGewUQN-Richtlinie	 EU-Richtlinie 2008/105 über Umweltqualitätsnormen im Bereich 

der Wasserpolitik
OLG	 Oberlandesgericht
OVG	 Oberverwaltungsgericht
PAPA	 Panel Pflanzenschutzmittel-Anwendungen
PflSchAnwV	 Pflanzenschutzmittelanwendungsverordnung
PflSchG	 Pflanzenschutzgesetz
PflSchMV	 Pflanzenschutzmittelverordnung
PflSchSachkV	 Pflanzenschutz-Sachkundeverordnung
PLI	 Pesticide-Load-Index
PPDB	 Pesticide Properties Database
PSM	 Pflanzenschutzmittel
RdL	 Zeitschrift: Recht der Landwirtschaft
RhPf.	 Rheinland-Pfalz
RL	 Richtlinie der Europäischen Union
Rn.	 Randnummer(n)
S.	 Seite/Satz
Saarl	 Saarland
Sächs	 Sachsen/Sächsisches
SachsAnh	 Sachsen-Anhalt
SchlH	 Schleswig-Holstein
SE	 Substituionseffekt
SEK	 Schwedische Krone
SK	 Sonderkulturen
Slg.	 Sammlung des Europäischen Gerichtshofes
sog.	 sogenannte
SRU	 Sachverständigenrat für Umweltfragen
t	 Tonne
TFI	 Treatment frequency index
Thür	 Thüringen
Tz.	 Textziffer
u. a.	 unter anderem, unter anderen
u. a. O.	 und andere Orte
UBA	 Umweltbundesamt
UPR	 Zeitschrift: Umwelt- und Planungsrecht
Urt.	 Urteil
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URK	 Umwelt- und Ressourcenkosten
UStG	 Umsatzsteuergesetz
usw.	 und so weiter
u. U.	 unter Umständen
µg	 Mikrogramm
V	 Verordnung des Bundes oder der Länder
v.	 von/vom
Verf.	 Verfasser
VGH	 Verwaltungsgerichtshof
vgl.	 vergleiche
vglw.	 vergleichsweise
VO	 Verordnung der Europäischen Union
VwV	 Verwaltungsvorschrift
WG	 Wassergesetz
WHG	 Wasserhaushaltsgesetz
WRRL	 EU-Richtlinie 2000/60 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für 

Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (Was-
serrahmenrichtlinie)

z. B.	 zum Beispiel
ZfW	 Zeitschrift für Wasserrecht
ZL	 Zahllast
z. T.	 zum Teil
ZUR	 Zeitschrift für Umweltrecht



Handlungsempfehlungen

1.	Wir empfehlen – wie in Dänemark, Frankreich und Schweden – auch in Deutsch-
land eine Steuer/Abgabe auf Pflanzenschutzmittel (im Folgenden PSM) im Sinne 
von Art. 2 Abs. 1 EU-PSM-Verordnung 1107/2009 über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln zu erheben – mit Ausnahme der inerten Gase zum 
Vorratsschutz –, um Hersteller, Händler und Anwender an den ökologischen und 
gesundheitlichen Folgekosten des PSM-Einsatzes zu beteiligen, Schutzmaßnah-
men sowie Forschung zu alternativen Pflanzenschutzkonzepten zu finanzieren 
und einen ökonomischen Anreiz zur Reduzierung des bisher ansteigenden PSM-
Einsatzes zu setzen. Dabei sollten ähnlich der dänischen Steuer Mittel mit hohen 
umwelt- oder gesundheitsschädlichen Risiken auch überdurchschnittlich besteu-
ert werden, um die Verwendung weniger riskanter Mittel zu befördern (Binnen-
substitution). Eine solche wirkungs- und risikobezogene PSM-Steuer/Abgabe ist 
sowohl verfassungs- als auch unionsrechtlich zulässig, wobei uns eine bundes-
weite Verbrauchsteuer rechtlich als vorzugswürdig erscheint.

Warum eine Steuer/Abgabe auf Pflanzenschutzmittel?

2.	2013 wurden in Deutschland knapp 100.000 t PSM mit über 30.000 t an Wirk-
stoffen verkauft. Die Herbizide, Fungizide, Insektizide und Wachstumsregler 
werden v. a. in der Landwirtschaft, aber auch z. B. mit Ausnahmegenehmigung 
bei Gleisanlagen oder auf Wegen und Plätzen verwendet. In den letzten 20 Jah-
ren ist der PSM-Absatz wieder stetig angestiegen (siehe Kapitel A.II.). Insgesamt 
sind in Deutschland derzeit fast 700 PSM und über 250 Wirkstoffe zugelassen, 
die von 92 Zulassungsinhabern und 106 Vertriebsunternehmen angeboten und 
von 12.290 registrierten Groß-/Einzelhändlern verkauft werden.

3.	Europäisches Recht verlangt nicht nur die Umsetzung des integrierten Pflan-
zenschutzes, wonach PSM nur bei fehlenden Alternativen und fachlicher Not-
wendigkeit eingesetzt werden dürfen, sondern auch die Minimierung des PSM- 
Eintrags in die Umwelt und eine Kostenbeteiligung der Nutzer (u. a. EU-Pesti-
zidrahmen-Richtlinie 2009/128, EU-Wasserrahmen-Richtlinie 2000/60) (siehe 
Kapitel A.III.). Der Nationale Aktionsplan zur nachhaltigen Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln (NAP) setzt weitere ehrgeizige Ziele. So will die Bun-
desregierung die Risiken der PSM-Anwendung für den Naturhaushalt bis 2023 
um 30 % reduzieren und die Risiken für Verbraucher, Anwender und Anwohner 
ebenfalls weiter minimieren.

4.	Die Einhaltung der ordnungsrechtlichen Vorschriften zur sicheren Anwendung 
von PSM bedarf der Kontrolle, die aber in Anbetracht der Zahl der Anwender 
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(allein 300.000 Landwirte)  und der zu kontrollierenden Fläche von mehr als 
die Hälfte Deutschlands allenfalls stichprobenartig erfolgen kann, wobei die 
einzelne Anwendung mangels vorheriger Anzeige sich der Kontrolle entzieht 
(siehe Kapitel A.VII.3.). Bei Betrieben der Landwirtschaft, des Gartenbaus und 
der Forstwirtschaft lag die Kontrollquote 2013 bei 1,8 %.

5.	Pflanzenschutzmittel und ihre Abbauprodukte können die Qualität von Böden, 
Gewässern und Habitaten verschlechtern sowie die Gesundheit der Anwender 
und Verbraucher beeinträchtigen (siehe Kapitel A.VII.1.). Welche Kosten für 
die Gesellschaft hierdurch entstehen, lässt sich gegenwärtig nicht monetär be-
ziffern, da hier u. a. keine Marktwerte bestehen und bestimmte Folgen (z. B. 
Rückgang der Bodenfruchtbarkeit und Erträge, Verlust an Bienenvölkern, Er-
krankungen von Menschen oder Tieren) regelmäßig nicht eindeutig dem PSM-
Einsatz zurechenbar sind. Direkte Kosten fallen aber z. B. an bei der Trink-
wasseraufbereitung, bei der Lebensmittelüberwachung, bei Maßnahmen zum 
Schutz vor PSM sowie bei der Forschung zum Pflanzenschutz und zu Alternati-
ven zu synthetischen Pflanzenschutzmitteln.

6.	Eine Steuer/Abgabe kann bei ausreichender Abgabenhöhe den PSM-Einsatz 
mengenmäßig dämpfen sowie die daraus resultierende Risikolast für Mensch 
und Umwelt verringern und so die notwendige Trendumkehr einleiten (Len-
kungswirkung) (siehe Kapitel A.IV.). Zu den Lenkungseffekten zählen nicht nur 
kurzfristige Substitutions-, sondern auch langfristige Markt- und Preiswirkun-
gen, die über einen permanenten Strukturwandel und das Auffinden neuartiger 
und bislang u. U. unwirtschaftlicher Lösungen zu weiteren Minderungen der 
PSM-Belastung beitragen können, und zwar auf kosteneffiziente und marktwirt-
schaftliche Weise und mit vergleichsweise geringen Vollzugskosten. Gleichzei-
tig beteiligt die Abgabe die Verursacher an den durch sie veranlassten sozialen 
Kosten und unterstützt direkt sowie ggf. zusätzlich über die Mittelverwendung 
die Erreichung der europäischen Vorgaben und nationalen Ziele.

Wie sollte eine PSM-Steuer/Abgabe ausgestaltet sein?

7.	Eine PSM-Steuer/Abgabe sollte in der Berechnung und der Erhebung so ein-
fach wie möglich sein, um Verwaltungskosten und Komplexität gering zu halten 
(siehe Kapitel A.IV.2. und C.II.). Zugleich muss aber die Berechnungsformel 
sachgerecht sein und die angestrebten Lenkungsanreize (Substitution risikorei-
cher PSM, Reduktion des Gesamt-PSM-Einsatzes) dauerhaft ermöglichen so-
wie die erforderlichen Einnahmen erbringen. Wir empfehlen vor diesem Hinter-
grund nicht die unmittelbare Übernahme des dänischen Modells, sondern eine 
eigenständige deutsche PSM-Abgabe.

8.	Wir schlagen als deutsches Steuer-/Abgabenmodell vor (ausführlich Kapitel C.II.): 

–	 einen Grundabgabesatz in Höhe von 20 EUR für die maximal zulässige Auf-
wandmenge je PSM für einen Hektar im Jahr („Hektar-Basispreis“), da die 
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Aufwandmenge die höchst unterschiedlichen Wirkintensitäten der PSM und 
damit in pauschalisierter Form die ökotoxikologische Wirkung jedes PSM am 
besten und einfachsten widerspiegelt,

–	 eine Ergänzung dieses Grundabgabesatzes um einen humantoxikologischen 
Faktor, welcher anhand der europäischen ADI- und AOEL-Einstufung der 
einzelnen, im jeweiligen PSM enthaltenen Wirkstoffe berechnet wird und das 
jeweilige Risikopotenzial für Verbraucher und Anwender ausdrückt,

–	 eine weitere Ergänzung durch einen Zusatz(risiko)faktor von 1,5 für PSM mit 
Wirkstoffen, die in der EU als Substitutionskandidaten eingestuft sind, so-
wie einen Zusatz(risiko)faktor von 4 für Haus- und Kleingartenmittel, da für 
beide PSM-Gruppen erhöhte Umwelt- und Gesundheitsrisiken bei der An-
wendung bestehen, die stärkere Lenkungsanreize rechtfertigen,

–	 die Steuer/Abgabe bei den inländischen Herstellern und Importeuren bzw. 
den Groß- und Einzelhändlern zu erheben, damit diese dann die Abgabe – 
wie bei der Verbrauchbesteuerung üblich – auf den Verkaufspreis aufschla-
gen, wodurch die Anwender wie gewünscht das Preissignal erfahren, und

–	 die Steuer/Abgabe möglichst als Wertabgabe auszugestalten, d. h. bei der 
Erhebung als prozentualen Preiszuschlag je Pflanzenschutzmittel auszu-
drücken, damit der ökonomische Anreiz auch bei Inflationierung real stabil 
bleibt.

Welche Wirkungen sind – soweit vorhersehbar – zu erwarten?

9.	Ein Basis-Abgabesatz („Hektar-Basispreis“) von 20 EUR führt im Median zu 
einer Preissteigerung pro PSM von über 40 % je Hektar und Jahr; für häufig 
genutzte PSM sogar von über 50 % (siehe Kapitel D. V.). Diese Preisschübe 
verlassen jedoch nicht den durch bisherige Preisstrukturen vorgegebenen Nor-
malbereich der Hektarkosten durch PSM. Ohne Betrachtung der Substitutions-
effekte, der Ertragsausfälle und der Gewinnsituation kann daraus allein aber 
noch keinerlei Rückschluss auf die effektive ökonomische Belastungssituation 
gezogen werden.

10.	Binnenstrukturell ergibt sich durch das Abgabe-Modell eine deutliche Rejus-
tierung der Hektar-Kostenbelastung zwischen den PSM je nach ihrer Risiko-
last. Diese Steigerung lässt bei „normaler“ PSM-Nachfrage (Ackerbau) einen 
durchschnittlichen kurzfristigen Rückgang der PSM-Nutzung um 20 % erwar-
ten, bei einer eher starren PSM-Nachfrage (Sonderkulturen) aber nur um 5 %. 
Langfristig ist eine Reduktion um 35 % möglich (siehe Kapitel D. V.2.). 

11.	Für die Landwirtschaft erscheint eine PSM-Abgabe in dieser Höhe insgesamt 
auch ohne weiteres tragbar zu sein (siehe Kapitel D. V.3.). Dies ergibt sich aus 
der Abschätzung der Kostensteigerungs-, Ertragsausfall- und finalen Gewinn-
wirkung pro landwirtschaftlichem Betrieb. Hektarbezogene Gewinnzugriffe 


